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 Veröffentlicht am 23.10.2019

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch die Senatspräsidentin Dr. Kalivoda als Vorsitzende und die Hofrätinnen und Hofräte

Hon.-Prof. Dr. Höllwerth, Dr. Solé, Mag. Malesich und MMag. Matzka als weitere Richter in der Rechtssache der

klagenden Partei M***** R*****, vertreten durch Dr. Heinz Häupl Rechtsanwalts GmbH in Nußdorf, gegen die

beklagte Partei W***** AG *****, vertreten durch Dr. Herbert Laimböck, Rechtsanwalt in Wien, wegen

732.151,67 EUR sA und Feststellung, über die Revision und den Rekurs der beklagten Partei gegen das Teilurteil und

den Beschluss des Oberlandesgerichts Linz als Berufungsgericht vom 16. Mai 2019, GZ 3 R 36/19p-104, womit das

Urteil des Landesgerichts Salzburg vom 11. Jänner 2019, GZ 6 Cg 76/14a-99, teilweise abgeändert und aufgehoben

wurde, den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Revision und der Rekurs werden zurückgewiesen.

Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei die mit 3.889,08 EUR (darin enthalten 648,18 EUR an USt)

bestimmten Kosten des Revisions- und Rekursverfahrens binnen 14 Tagen zu ersetzen.

Text

Begründung:

Am 3. 7. 2011 brannte das bei der Beklagten feuerversicherte Gasthaus der Klägerin ab. Dem Versicherungsverhältnis

der Streitteile liegen unter anderem die 11T – Allgemeine Feuerversicherungs-Bedingungen (AFB, Fassung 1995) und

die 17T – Sonderbedingungen für die Neuwertversicherung von Gebäuden und Einrichtungen, soweit sie industriell

oder gewerblich genutzt sind oder Wohn- und Bürozwecken dienen (17T – Sonderbedingungen, Fassung 1995)

zugrunde. Die für das Rechtsmittelverfahren wesentlichen Bedingungen lauten auszugsweise:

„11T – Allgemeine Feuerversicherungs-

Bedingungen (AFB)„11T – Allgemeine Feuerversicherungs-, Bedingungen (AFB)

[...]

Art. 1Artikel eins

Versicherte Gefahren und Schäden

[...]

(5) Der Versicherer ersetzt den Wert bzw. die Wertminderung der zerstörten oder beschädigten versicherten Sache,

wenn diese Zerstörung oder Beschädigung
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a) auf der unmittelbaren Einwirkung der in Abs 1 genannten Schadenereignisse beruht, odera) auf der unmittelbaren

Einwirkung der in Absatz eins, genannten Schadenereignisse beruht, oder

b) die unvermeidliche Folge eines solchen Ereignisses ist, oder

c) bei dem Brand durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen verursacht wird.

[...]

Art. 4Artikel 4

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

(1) Der Versicherungsnehmer hat im Fall eines drohenden Schadens oder eines eingetretenen Schadens, für den er

Ersatz verlangt, folgende Obliegenheiten:

a) Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des

Versicherers zu befolgen; gestatten es die Umstände, so hat er solche Weisungen einzuholen.

[...]

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 6

VersVG im Fall einer Verletzung der unter Abs (1) lit a) genannten Obliegenheiten nach Maßgabe des § 62 VersVG von

der Verpflichtung zur Leistung frei.(2) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der

Versicherer nach Maßgabe des Paragraph 6, VersVG im Fall einer Verletzung der unter Abs (1) Litera a,) genannten

Obliegenheiten nach Maßgabe des Paragraph 62, VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei.

[...]

Art. 5Artikel 5

Ersatzleistung

(1) Der Ermittlung der Ersatzleistung wird unbeschadet der Bestimmungen des Artikel 10 ABS der Versicherungswert

zur Zeit des Eintritts des Schadenfalls (Eratzwert) zugrunde gelegt, bei beschädigten Sachen der Unterschied zwischen

diesem Wert und dem Wert der Reste, bei dessen Ermittlung die Verwendbarkeit der Reste für die Wiederherstellung

zu berücksichtigen ist. [...]

(2) Als Ersatzwert gelten:

a) Bei Gebäuden der ortsübliche Bauwert unter Abzug eines dem Zustand des Gebäudes insbesondere dem Alter und

der Abnützung entsprechenden Betrages; wenn das Gebäude nicht innerhalb dreier Jahre, gerechnet vom Schadentag,

wieder aufgebaut wird, ist höchstens dessen Verkehrswert (bei Teilschäden dessen anteiliger Verkehrswert) zu

ersetzen.

[...]

17T – Sonderbedingungen

1. Als Ersatzwert gelten bei Gebäuden der ortsübliche Neubauwert, bei Einrichtungen und den sonstigen zum Neuwert

versicherten Sachen die Wiederbeschaffungskosten (Neuwert) jeweils zur Zeit des Eintritts des Schadenfalles.

[...]

4. Der Versicherungsnehmer erwirbt den Anspruch auf Zahlung des die Zeitwertentschädigung übersteigenden Teils

der Entschädigung nur insoweit, als dieser Teil zusammen mit der Zeitwertentschädigung den

Wiederherstellungsaufwand nicht übersteigt und in dem Umfang, in dem die Verwendung der Entschädigung zur

Wiederherstellung an der bisherigen Stelle gesichert ist.

[...]

Unterbleibt die WiederbeschaOung oder Wiederherstellung innerhalb einer Frist von drei Jahren nach dem Schadenfall

oder erklärt der Versicherungsnehmer dem Versicherer vor Ablauf der Frist schriftlich, dass er nicht wiederherstellen

wolle, so verbleibt es endgültig bei Gebäuden bei dem Anspruch auf Entschädigung nach dem Zeitwert, höchstens
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aber dem Verkehrswert, [...]; im Fall eines Deckungsprozesses wird die Frist für die WiederbeschaOung oder

Wiederherstellung um die Dauer des Deckungsprozesses erstreckt.“

Rechtliche Beurteilung

Die Revision und der Rekurs sind entgegen dem

– den Obersten Gerichtshof nicht bindenden (§ 508a Abs 1 ZPO, § 526 Abs 2 ZPO) – Ausspruch des Berufungsgerichts

mangels Vorliegens der Voraussetzungen des § 502 Abs 1 ZPO nicht zulässig. Die Zurückweisung eines ordentlichen

Rechtsmittels wegen Fehlens einer erheblichen Rechtsfrage kann sich auf die Ausführung der Zurückweisungsgründe

beschränken (§ 510 Abs 3 ZPO iVm § 528a ZPO).Die Revision und der Rekurs sind entgegen dem, – den Obersten

Gerichtshof nicht bindenden (Paragraph 508 a, Absatz eins, ZPO, Paragraph 526, Absatz 2, ZPO) – Ausspruch des

Berufungsgerichts mangels Vorliegens der Voraussetzungen des Paragraph 502, Absatz eins, ZPO nicht zulässig. Die

Zurückweisung eines ordentlichen Rechtsmittels wegen Fehlens einer erheblichen Rechtsfrage kann sich auf die

Ausführung der Zurückweisungsgründe beschränken (Paragraph 510, Absatz 3, ZPO in Verbindung mit Paragraph 528

a, ZPO).

I. Zur Revision:römisch eins. Zur Revision:

1.1 Das Berufungsgericht ging im Sinn des Art 5 Abs 1 iVm Art 5.2 lit a AFB von einem Anspruch der Klägerin auf eine

Versicherungsleistung in der Höhe der DiOerenz zwischen dem Gebäudezeitwert zum Zeitpunkt unmittelbar vor

Ausbruch des Brandes und dem festgestellten Wert des Restes des Gebäudes nach dem Schadenereignis aus.1.1 Das

Berufungsgericht ging im Sinn des Artikel 5, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 5 Punkt 2, Litera a, AFB von einem

Anspruch der Klägerin auf eine Versicherungsleistung in der Höhe der DiOerenz zwischen dem Gebäudezeitwert zum

Zeitpunkt unmittelbar vor Ausbruch des Brandes und dem festgestellten Wert des Restes des Gebäudes nach dem

Schadenereignis aus.

1.2 Dem eingeholten Sachverständigengutachten folgend haben die Vorinstanzen den Gebäuderestwert zum Stichtag

3. 8. 2011 mit 137.600 EUR festgestellt. Wenn die Beklagte – die sich nicht gegen die generelle Eignung der vom

beigezogenen Sachverständigen gewählten Methode wendet – von einem höheren Gebäuderestwert ausgeht,

übersieht sie, dass die Richtigkeit von Feststellungen vom Obersten Gerichtshof, der keine Tatsacheninstanz ist, nicht

überprüft werden kann (RS0042903 [T5, T7]). Die Frage nach der strengen Wiederherstellungsklausel stellt sich im

Zusammenhang mit der Zeitwertentschädigung nicht.

2.1 Zu dem mit Art 1.5 AFB 1995 wortidenten Art 1.5 AFB idF 1971 und 1973 sprach der Oberste Gerichtshof bereits

aus, dass als „unvermeidlich“ jede weitere (durch Vermittlung von Zwischentatsachen herbeigeführte) adäquate Folge

zu verstehen ist und zwar unabhängig davon, ob sie abzuwenden gewesen wäre oder nicht (7 Ob 49/87 =

RS0080644).2.1 Zu dem mit Artikel eins Punkt 5, AFB 1995 wortidenten Artikel eins Punkt 5, AFB in der Fassung 1971

und 1973 sprach der Oberste Gerichtshof bereits aus, dass als „unvermeidlich“ jede weitere (durch Vermittlung von

Zwischentatsachen herbeigeführte) adäquate Folge zu verstehen ist und zwar unabhängig davon, ob sie abzuwenden

gewesen wäre oder nicht (7 Ob 49/87 = RS0080644).

2.2 Die Beurteilung des Berufungsgerichts, der durch den – aufgrund der Durchfeuchtung des Gebäudes mit

Löschwasser aufgetretenen – Schimmelbefall verursachte Schaden sei eine solche adäquate Folge und damit

grundsätzlich ersatzfähig, hält sich im Rahmen bereits bestehender oberstgerichtlicher Judikatur. Ob der Eintritt eines

solchen Schadens durch die Klägerin verhindert hätte werden können, betriOt die Frage der Verletzung einer

Schadensminderungspflicht (Rettungsobliegenheit).

3.1 Die Klägerin verband hier die Leistungsklage auf Zahlung des Zeitwertschadens mit einer Deckungsklage im

Hinblick auf die Neuwertentschädigung.

3.2 Die Beklagte wendet neuerlich mangelndes Feststellungsinteresse ein, weil sie ohnedies zugesagt habe, bei Vorlage

der Rechnungen die Zahlung der DiOerenz zum Neuwert zu begleichen. In diesem Zusammenhang wurde bereits im

ersten Rechtsgang (7 Ob 230/15x) ausgeführt, dass auch die Frage der Neuwertentschädigung im Hinblick auf die von

der Beklagten eingewandte (teilweise) Leistungsfreiheit infolge Verletzung der RettungspSicht durch die Klägerin dem

Grunde nach zu klären ist. Im Hinblick darauf und vor dem Hintergrund, dass für die Wiederherstellung des Gebäudes

als Voraussetzung für den Anspruch auf Neuwertentschädigung – nach der von der Beklagten nicht bezweifelten
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Rechtsansicht der Vorinstanzen – immer noch keine ausreichende Sicherheit besteht, kann ein rechtliches Interesse

der Klägerin an der Feststellung der DeckungspSicht der Beklagten für die Neuwertentschädigung auch derzeit nicht

ausgeschlossen werden.

3.3 Die Beklagte meint weiters, das Feststellungsinteresse fehle auch deshalb, weil die Erklärung der Klägerin, dass die

Gebäudeschäden nicht reparabel seien und ihre über 7-jährige Untätigkeit von der Beklagten nur so verstanden

werden könne, dass sie von der Wiederherstellung durch Reparatur der Gebäudeschäden Abstand nach Pkt 4 der 17T

– Sonderbedingungen genommen habe und daher nur Anspruch auf Ersatz des Zeitwerts habe. Davon, dass die

genannte Dreijahresfrist für die Wiederherstellung um die Dauer des (vorliegenden) Deckungsprozesses erstreckt wird,

geht die Beklagte selbst aus; eine schriftliche Erklärung der Klägerin – wie in der angeführten Versicherungsbedingung

vorgesehen – behauptete die Beklagte ohnehin nicht.

II. Zum Rekurs:römisch zwei. Zum Rekurs:

Nach der § 62 Abs 2 VersVG entsprechenden Bestimmung des Art 4.1 lit a AFB ist der Versicherer von der Leistung frei,

wenn der Versicherte die Obliegenheit, nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen

und Weisungen des Versicherers einzuholen oder zu befolgen, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Der

Versicherer hat den Verstoß gegen die Obliegenheit, der Versicherungsnehmer das Fehlen von Vorsatz und grober

Fahrlässigkeit zu beweisen. Misslingt dem Versicherungsnehmer dieser Beweis, muss er nachweisen, welcher Teil des

Schadens mit Sicherheit auch bei korrektem Verhalten entstanden wäre (RS0043510).Nach der Paragraph 62, Absatz 2,

VersVG entsprechenden Bestimmung des Artikel 4 Punkt eins, Litera a, AFB ist der Versicherer von der Leistung frei,

wenn der Versicherte die Obliegenheit, nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen

und Weisungen des Versicherers einzuholen oder zu befolgen, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Der

Versicherer hat den Verstoß gegen die Obliegenheit, der Versicherungsnehmer das Fehlen von Vorsatz und grober

Fahrlässigkeit zu beweisen. Misslingt dem Versicherungsnehmer dieser Beweis, muss er nachweisen, welcher Teil des

Schadens mit Sicherheit auch bei korrektem Verhalten entstanden wäre (RS0043510).

Grobe Fahrlässigkeit wird allgemein im Versicherungsvertragsrecht dann als gegeben erachtet, wenn schon einfachste,

naheliegende Überlegungen nicht angestellt und Maßnahmen nicht ergriOen werden, die jedermann einleuchten

müssen, wenn jedenfalls völlige Gleichgültigkeit gegen das vorliegt, was oOenbar unter den gebotenen Umständen

hätte geschehen müssen (RS0080371). Grobe Fahrlässigkeit erfordert, dass ein objektiv besonders schwerer

Sorgfaltsverstoß bei Würdigung aller Umstände des konkreten Falls auch subjektiv schwerstens vorzuwerfen ist

(RS0030272).

Von diesen Grundsätzen zur RettungspSicht und zum Vorliegen von grober Fahrlässigkeit ging das Berufungsgericht

aus. Inwieweit die in der Berufungsentscheidung als notwendig erachteten Verfahrensergänzungen zur Frage des

Vorliegens des groben Verschuldens im Einzelnen tatsächlich erforderlich sind und inwieweit die Sachverhaltsbasis in

diesem Ausmaß verbreitert werden muss, ist allerdings einer Nachprüfung durch den Obersten Gerichtshof, der nicht

Tatsacheninstanz ist, entzogen (RS0042179).

III. Diese Entscheidung bedarf keiner weiteren Begründung (§ 528a ZPO iVm § 510 Abs 3 ZPO).römisch drei. Diese

Entscheidung bedarf keiner weiteren Begründung (Paragraph 528 a, ZPO in Verbindung mit Paragraph 510, Absatz 3,

ZPO).

IV. Die Klägerin hat auf die Unzulässigkeit der Rechtsmittel hingewiesen. Im Zwischenstreit über die mangels

erheblicher Rechtsfrage verneinte Zulässigkeit der Rechtsmittel gegen ein Teilurteil und einen Aufhebungsbeschluss im

Sinn des § 519 Abs 1 Z 2 ZPO des Berufungsgerichts Undet ein Kostenvorbehalt nicht statt (RS0123222). Die

Kostenentscheidung gründet daher auf §§ 41, 50 ZPO, wobei die Bemessungsgrundlage im Verfahren vor dem

Obersten Gerichtshof 962.161,78 EUR betrug.römisch vier. Die Klägerin hat auf die Unzulässigkeit der Rechtsmittel

hingewiesen. Im Zwischenstreit über die mangels erheblicher Rechtsfrage verneinte Zulässigkeit der Rechtsmittel

gegen ein Teilurteil und einen Aufhebungsbeschluss im Sinn des Paragraph 519, Absatz eins, ZiOer 2, ZPO des

Berufungsgerichts Undet ein Kostenvorbehalt nicht statt (RS0123222). Die Kostenentscheidung gründet daher auf

Paragraphen 41, 50, ZPO, wobei die Bemessungsgrundlage im Verfahren vor dem Obersten Gerichtshof

962.161,78 EUR betrug.
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